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Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 44‚ Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd-

liche Verhandlung am 25° Mai 4975 durch den Richter

Dr° B u s s — Vorsitzender — und die Richtorv

Dr" S c h u b e r t und Dr° R e i n h o l d

und die ehrenamtlichen Richter Dr° B o n g a r d t

und L e i n g a r t n e r für Recht erkannt: ‘

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Hamburg vom 9„ Mai 4972 aufge—

hoben° '

Die Berufung der Klägerin gegen das Urteil des

Sozialgerichts Hamburg vom 26° Juli 1971 wird

zurückgewiesen" * ' ’

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind

nicht zu erstatten°
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Streitig ist, ob Beiträge‚ die die Klägerin aufgrund

des Art° 2 5'27 des Angestelltenversicherungs—Neu—

regelungsgesetzes (AnVNG) idF des Art° 2 @ 2 Nr° 6
des 50 RentenVersicherungs—Änderungsgesetzes vom

28° Juli 4969 (BGBl I‚ 956) naehentrichtet hat9 als

Vorversicherung die Anrechnung einer Ersatzzeit era
möglichen und die Beklagte deshalb verpflichtet ist‚

schon vor Eintritt des Versicherungsfalles die Anrechen—

barkeit der Ersatzzeit anzuerkennen°

Die 4907 geborene Klägerin war von 4925 bis 4956 in

ihrer ostpreußischen Heimat versicherungspflichtig be—

schäftigt° Bei ihrer anschließenden.■eirat ließ sie

sich die Hälfte der entrichteten Beiträge erstatteno

4960 nahm sie in der Bundesrepublik wieder eine renten—

versicherungspflichtige Beschäftigung auf° Die Zeit

ihrer Flucht und Internierung (Vcrtreibung) vom
4° Januar 4945 bis 20° November 4947 wurde in ihrer

_Versicherungskarte Nr° 4 als Ersatzzeit eingetragen°

4969/4970 begehrte die Klägerin uoa° Auskunft darüber‚4

ob diese Zeit als Ersatzzeit angerechnet werde, wenn

eine "Wiedereinzahlung" von erstatteten Beiträgen er-

folge° Die Beklagte antwortete im Bescheid vom

25° März 4970, daß erstattete Beiträge nicht "wieder—

eingezahlt" werden könnten; die Klägerin habe nur das
Recht‚ freiwillige Beiträge nachzuentrichten9 was
nicht bewirke‚ daß Ersatz; und Ausfallzeiten anrechen—

bar würden° Der Widerspruch der Klägerin wurde mit

Bescheid vom 280 Mai 4970 zurückgewieseno
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Während des folgenden Klageverfahrens entrichtete die
Klägerin am 46° März 4974 Beiträge für die Zeit von
Januar 4924 bis Januar 4927 nach° Sie beantragte vor
dem Sozialgericht (SG)‚ die Beklagte zu verurteilen? die

4 Zeit vom 4° Januar 4945 bis 20„ November 49&7 "als bei

Eintritt—des Versicherungsfalles anrechenbare Ersatzzeit

anzuerkennen"° Das'SG Hamburg hielt die Klage als fn—
fechtungs— und Verpflichtungsklage für zulässig, wies sie

jedoch mit Urteil vom 26° Juli 4974 als unbegründet ab°

Das Landessozialgericht (LSG) hob dieses Urteil und die

angefochtenen Bescheide auf° Entsprechend dem in der

mündlichen Verhandlung gestellten Antrag der Klägerin

stellte das LSG fest‚ daß die nachentrichteten Beiträge

"eine Vorverésicherungszeit'iß° des 5 28 Abs° 2 des
Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) sind"° Nach seiner

Meinung betrifft das Klagebegehren die nach 5 55 Abs° 2
des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) zulässige Feststellung,
in welchem Umfang Beiträge zu berechnen oder anzurechnen

sind; zum Umfang der Anrechnung von Beiträgen gehöre auch

deren Eigenschaft7 eine Vorversicherung i„S° des @ 28

Abs° 2 AVG zu begründen" Die Klage sei auch begründet,

denn es sei Sinn und Zweck des Arto 2 5 27 AnVNG‚ einer
wieder versicherungspflichtig tätig gewordenen Ver-

sicherten die Möglichkeit zu geben, ihren Rentenstatus

durch die Nachentrichtung so zu verbessern‚ als sei keine

Beitragserstattung erfolgt°

Mit der zugelassenen Revision beantragt die Beklagte,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Klägerin gegen das Urteil des SG zurückzuweiseno
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Sie rügt eine Verletzung materiellen Rechts; weder nach

dem Wortlaut noch nach der Entstehungsgeschichte des

Art° 2 5 27 AnVNG sollten die nachentrichteten Beiträge

als zu einer früheren Zeit entrichtet gelteno

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen°
,

f- \

Beide Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstandeno

H

Die Revision der Beklagten ist dem Antrag nach begründete
Ihr ist stattzugeben‚ ohne daß der Senat auf die sach—

lich-rechtlichen Rügen der Beklagten eingehen kanno

Das LSG durfte nicht in der Sache entscheiden; es

mußte die Berufung zurückweisen, weil die Klage unzu—

lässig ist° Die Zulässigkeit der Klage ist eine unver—

zichtbare Prozeßvoraussetzung; sie ist in jeder Lage

des Verfahrens von ßmts wegen‚ also unabhängig von der

— hier fehlenden — Rüge der Beklagten zu prüfen„

Das LSG hat richtig erkannt‚ daß die Klägerin mit einem

Klageantrag„ wie sie ihn vor dem SG gestellt hat? hin—

sichtlich ihres Begehrens eine sachliche Entscheidung
(nicht erreichen konnte; es gibt keine gesetzliche

Verpflichtung für die Beklagte, die Anrechenbarkeit

einer Ersatzzéit schon im voraUS für künftige Ver—

sicherungsfälle anzuerkennen; das Gegenteil läßt sich

auch aus der Entscheidung des Senats in BSG 54‚ 226

(= SozR Nr° 4 zu 5 4412 RVG) nicht herleiteno Es

kam deshalb allenfalls in Betracht.], die Klage als
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Feststellungsklage zu verstehen, wie es das LSG getan

hat° Entgegen der Auffassung des LSG ist jedoch auch

eine Feststellungsklage i„S„ des von der Klägerin

nunmehr gestellten Antrages unzulässig°

Zutreffend hat das LSG angenommen, daß das Begehren der

Klägerin nicht die Feststellung des Bestehens oder

Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses ins° des 5 55
Abs° 4 Nr° 4 SGG betrifft° Der von der Klägerin geltend

gemachte prozessuale Anspruch betrifft ausschließlich

die künftige Anrechenbarkeit von Ersatzzeiten; denn

eine sogenannte “Vorversicherungszeit” hat als solche

keine rechtliche Bedeutung, sie kann erst für die An-

rechnung von Ersatzzeiten rechtserheblich werden() Die

Klägerin will sichergestellt wissen‚ daß die in ihrer

Versicherungskarte eingetragene Zeit vom 4° Januar 4945 '

bis 204November4947bei Eintritt des Versicherungs-
falles für die Erfüllung der Wartezeit und bei der Renten—

berechnung als Ersatzzeit angerechnet wirdo Es handelt

sich mithin lediglich um die Klärung eines Tatbestands-

merkmales des 5 28 AVG; die Beteiligten streiten allein

um eine Teilvorau$setzung (Vorfrage und Berechnungsfaktor)

der der Klägerin bei Eintritt eines Versicherungsfalles
möglicherweise zu gewährenden Rente° Wie das Bundes-

sozialgericht (BSG) bereits entschieden hat (BSG 4„ 484)‚

können aber bloße Rechtsfragen und die einzelnen Faktoren?
die für eine möglicherweise später einmal zu zahlende

Rente von Bedeutung sind? nicht Gegenstand einer Fest—

stellungsklage nach 5 55 Abs„ 4 Nr° 4 SGG'sein° Von
dieser Rechtsauffassung abzuweichen besteht für den Senat

kein Anlaß°
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Das LSG hält die von der Klägerin gewünschte Fest-

stellung jedoch nach 5 55 Abs° 2 SGG für möglich° Dem
kann nicht.gefolgt werden° Nach 5 55 Abs° 2 SGG ist

auch die Feststellung zulässig, in welchem Umfang
Beiträge zu berechnen oder anzurechnen sind° Der Senat

kann dahingestellt lassen‚ ob hiernach auch Feet—

stellungen über Verhältnisse getroffen werden können‚

die keine RechtsVerhältnisse i‘°S° des 5 55 Abs° 4 Nr° 4

SGG sind; schon der Wortlaut des 5 55 Abs° 2 SGG:

"Unter Absatz 4 Nummer 4 fällt auch die Feststellung‚

o°ooa”‚ läßt das zweifelhaft erscheinen° Selbst wenn
jedoch 5 55 Abs° 2 SGG insoweit selbständige Bedeutung
hätte‚ wäre er nicht anwendbar; denn entgegen der Auf—

fassung des LSG streiten die Beteiligten hier nicht um
die Berechnung oder Anrechnung von Beiträgeno Zum

Umfang der Anrechnung von Beiträgen gehört nicht jede

Auswirkung von Beiträgen auf die Anrechnung anderer
Zeiten; streitig müßte Vielmehr die Anrechnung der

Beiträge selbst sein° Daß die von der Klägerin nach—

entrichteten Beiträge wirksam entrichtet worden und

deshalb auch anzurechnen sind‚ hat die Beklagte jedoch

niemals bestritten° ’

Da somit eine Feststellungsklage schon aus den ge-

nannten Gründen nicht zulässig ist, kann dahingestellt

bleiben‚ ob die Klägerin überhaupt noch ein berechtigtes
Interesse an der begehrten Feststellung hat; das ist

insbesondere deshalb zweifelhaft, weil sie vor dem LSG

einen Antrag auf Gewährung von Altersruhegeld ange-

kündigt hatte‚ so daß die Streitfrage nunmehr in diesem

Verfahren und einer gegebenenfalls folgenden Klage ge—

klärt werden könnteo

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 7 -

Auch soweit die Klage als Anfechtungsklage sich gegen
die Bescheide vom 250 März und 28„ Mai 4970 richtet,

ist sie unzulässig° Die Klägerin wendet sich lediglich

gegen eine Auskunft der Beklagten über die Frage einer
künftigen Anrechenbarkeit von Ersatzzeiten° Die Bescheide

lassen nicht erkennen, daß die Beklagte ihrer darin ge—
äußerten fnsicht Verbindlichkeit zuk0mmen lassen wollte;

sie hat insoweit in den Bescheiden keine Regelung ge—

troi‘fen° Eine Anfechtungsklage ist somit mangels Vor-

liegens von Verwaltungsakten unzulässige

Da die Klage nach alledem insgesamt nicht zulässig ist‚

war den Vorinstanzen eine sachlich—rechtliche Prüfung

verwehrt; sie hätten die Klage als unzulässig abweisen

müsseno Die Revision der Beklagten muß deshalb insofern

Erfolg'haben9 als das Urteil des LSG aufzuheben und die

Berufung der Klägerin gegen das sozialgerichtlibhe Urteil

zurückzuweisen ist; dabei ist klarzustellen, daß es sich

bei der ausgesprochenen Abweisung der Klage nicht um eine

sachlich—rechtliche‚ sondern um eine prozeßrechtliche

Entscheidung handelt° '

Die Kostenentsoheidung beruht auf 5 495 SGG°
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